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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Selbst Wochen nach der Verabschiedung der Botschaft zur Umsetzung der geänderten
EU-Waffenrichtlinie durch den Bundesrat Anfang März 2018 ebbte die gesellschaftliche
Debatte über die geplante Verschärfung des Schweizer Waffenrechts nicht ab. Mitte
März schloss sich der schweizerische Büchsenmacher- und Waffenfachhändlerverband
(SBV) medienwirksam der Front um den schweizerischen Schiesssportverband (SSV) an
und liess durch seinen Präsidenten Daniel Wyss abermals verkünden, man werde das
Referendum ergreifen, sollte die Gesetzesänderung wie vom Bundesrat vorgeschlagen
vom Parlament gutgeheissen werden. Für den SBV habe die neue Regelung «eine
riesige, existenzgefährdende Auswirkung», da sich der Aufwand für die
Waffengeschäfte durch die auf sämtliche Transaktionen ausgedehnte Meldepflicht
sowie die Markierungspflicht aller wesentlichen Waffenbestandteile schätzungsweise
um eine Stunde pro Tag erhöhe; «und wir bekämpfen damit keinen einzigen
Verbrecher», empörte sich Wyss gegenüber der Aargauer Zeitung. Der Schaden durch
die Gesetzesänderung wäre so massiv, dass der SBV diesen höher gewichte als die
Abkommen von Schengen und Dublin. Am besten wäre es jedoch, wenn das Parlament
die Vorlage so abänderte, dass kein Referendum nötig wäre.

Gut zwei Wochen später drängten die Befürworter der Vorlage ins Rampenlicht, indem
die SP zusammen mit dem Verband Schweizerischer Polizeibeamter (VSPB), der
Verbindung der psychiatrisch-psychotherapeutisch tätigen Ärztinnen und Ärzte und
den Evangelischen Frauen Schweiz vor den Medien die «Plattform für ein
zukunftsfähiges Waffenrecht» präsentierte. Als gemeinsames Ziel nannten sie ein
striktes Waffenrecht für eine sichere Schweiz; das schweizerische Waffenrecht solle
dazu enger an die Vorgaben der EU-Richtlinie angepasst werden als dies der Bundesrat
vorsah. Die SP hatte 14 Änderungsanträge vorbereitet, um den Entwurf des Bundesrates
zu verschärfen, u.a. betreffend die Nachregistrierung und die Aufbewahrung von
Waffen, die Marktpreise für Armeewaffen sowie die Möglichkeit für Kantone, ein
psychologisches Gutachten zu verlangen, wenn die Gefahr von Selbst- oder
Fremdgefährdung mit der Waffe besteht. Während sich die Ärztinnen und Ärzte in
erster Linie zur Verhinderung von häuslicher Gewalt und Suiziden für eine Verschärfung
des Waffenrechts einsetzten, war das Hauptanliegen der Polizeibeamten ein
lückenloses, schweizweites Waffenregister, um vor einem Polizeieinsatz wissen zu
können, ob mit Waffen zu rechnen ist. Die kantonalen Waffenregister seien
unvollständig, da eine Registrierungspflicht erst seit 2008 bestehe, argumentierte
VSPB-Generalsekretär Max Hofmann in der NZZ. Er wünschte sich deshalb die
Nachregistrierung sämtlicher Waffen, nicht nur der halbautomatischen. Ausserdem
betonte er im «Blick» die Unverzichtbarkeit des Schengener Informationssystems für
die Polizeiarbeit.
Damit stellte sich der VSPB offen gegen der Polizei im Grunde wohlgesinnte Kreise wie
die Schützen. Die Polizeibeamten liessen sich von der SP instrumentalisieren,
kritisierten SVP-Nationalrat Werner Salzmann (svp, BE) und ProTell-Generalsekretär
Robin Udry denn auch postwendend. Für Letzteren wäre die Nachregistrierung aller
Schusswaffen gemäss NZZ «der Orwellsche Albtraum eines Überwachungsstaats».
Hofmann entgegnete darauf, es gehe nicht um Ideologie, sondern um die Sache und der
VSPB unterstütze auch nicht alle Visionen seiner Allianzpartner. Wenige Tage nach
seinem Auftritt an der Medienkonferenz der «Plattform für ein zukunftsfähiges
Waffenrecht» erntete Hofmann jedoch auch aus den eigenen Reihen Kritik. Erwin
Rommel, Mitglied des Zentralvorstandes des VSPB, äusserte sich in der BaZ
dahingehend, dass er vom Vorgehen der Geschäftsleitung nichts gewusst habe. Ein
solcher Auftritt stehe Hofmann nicht an, da der Verband laut Statuten politisch neutral
bleiben müsse. Ausserdem seien die Verbandsmitglieder nicht über ihre Meinung zur
Waffenrechtsverschärfung befragt worden. Der interne Knatsch bei den Polizisten fand
wohl ihren Höhepunkt, als sich die KKPKS vor der SiK-NR dezidiert gegen die Vorlage
des Bundesrats aussprach. Die Gesetzesänderung bringe «viel Bürokratie bei wenig
Nutzen», monierte sie in der Anhörung. Ob sie jedoch den zusätzlichen Aufwand in Kauf
nähme, um das Schengen-Abkommen zu schützen, sei gemäss der NZZ unklar
geblieben. Die SiK entschied in der Folge, zusätzlich auch noch die Polizeibeamten und
die KKJPD zu einer schriftlichen Stellungnahme einzuladen. Derweil sah sich der VSPB
zu einer Rechtfertigung gezwungen und stellte in einer Mitteilung klar, man fordere
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entgegen der Darstellung in den Medien keine striktere Umsetzung als die vom
Bundesrat angedachte und unterstütze die weitergehenden Forderungen seitens der SP
nicht.

Inzwischen herrschte aber auch aufseiten der Waffenlobby nicht nur Friede, Freude,
Eierkuchen: «Immer mehr bürgerliche Waffenfreunde gehen auf Distanz zur neuen
Führungscrew um den interimistischen ProTell-Präsidenten Jean-Luc Addor, die
radikale Tendenzen zeigt», schrieb die Aargauer Zeitung Mitte April. Presseberichten
zufolge sei selbst Ständerat Josef Dittli (fdp, UR), seines Zeichens – notabene neben
Addor – Co-Präsident der «Parlamentarischen Gruppe für ein freiheitliches
Waffenrecht», der radikale Kurs der ProTell-Führung nicht geheuer. Er unterstütze die
Forderung von Addor und «gleichgesinnten Protagonisten» nach öffentlichem
Waffentragen nicht. «Die Schweiz ist nicht der Wilde Westen!», zitierte ihn
beispielsweise die Luzerner Zeitung. Auch SVP-Nationalrat und Wortführer der
Waffenfreunde, Werner Salzmann, stecke diesbezüglich «im Dilemma», berichtete
dieselbe Zeitung. Zu Wort meldete sich ebenfalls Alt-Nationalrat Willy Pfund (fdp, SO),
seinerzeit Präsident von ProTell, der dieses Amt 2016 jedoch «im Zorn über den Kurs
des Addor-Lagers» (Aargauer Zeitung) niedergelegt hatte. Er bezeichnete den Wunsch
nach Waffentragen in der Öffentlichkeit als «unsinnige und gefährliche Forderung»: Die
Öffentlichkeit reagiere heute sensibler auf solche Fragen als noch vor einigen Jahren,
weshalb man damit letztlich das liberale Schweizer Waffenrecht gefährde. Die Aargauer
Nationalrätin Silvia Flückiger-Bäni (svp, AG) war gar so erbost über die ProTell-Führung
um Addor, dass sie nach 14-jähriger Mitgliedschaft kurzerhand den Austritt aus der
Organisation gab. Einig waren sich die waffenfreundlichen Bürgerlichen und ProTell
einzig darin, dass die EU-Waffenrichtlinie bekämpft werden müsse. Dies kam denn auch
an der Generalversammlung von ProTell am 14. April zum Ausdruck: Nachdem die SiK-
NR wenige Tage zuvor auf die Vorlage des Bundesrates zur Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie eingetreten war, beschlossen die ProTell-Mitglieder vorsorglich
einstimmig das Referendum. Zur Bekämpfung der Gesetzesvorlage werde man
nächstens eine «sehr starke und einflussreiche» nationale Allianz gründen, gab ProTell-
Generalsekretär Robin Udry in der Sonntagszeitung zu Protokoll.

Die SiK-NR schrieb in ihrer Medienmitteilung, sie sei mit 15 zu 9 Stimmen auf die
Vorlage eingetreten, um einerseits das Schengen-Assoziierungsabkommen nicht zu
gefährden und andererseits mit einer möglichst pragmatischen Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie die Traditionen des schweizerischen Schiesswesens wahren zu
können. Das Volk solle überdies die Möglichkeit haben, sich im Rahmen eines
fakultativen Referendums zur Frage zu äussern. Die Minderheit habe indes keinen
Revisionsbedarf im schweizerischen Waffenrecht geortet, keinen Nutzen für die
Terrorbekämpfung gesehen und den hohen administrativen Umsetzungsaufwand
gefürchtet. Einen Rückweisungs- und eine Sistierungsantrag hatte die Kommission
abgelehnt. Neben der schon erwähnten KKPKS hatte die Kommission auch den SBV,
ProTell, den SSV, die schweizerische Offiziersgesellschaft (SOG) und die Organisation
«Stop Suicide» angehört, was die NZZ zur Bemerkung veranlasste, bei den Anhörungen
seien fast nur Gegner der Vorlage zu Wort gekommen.

Während sich der SBV, ProTell, der SSV und die AUNS – sowie auch die GSoA als
explizite Befürworterin der Waffenrechtsverschärfung – schon auf den «wohl
unausweichlichen Referendumskampf» (BaZ) vorbereiteten, zeigte sich die SOG in
dieser Sache wenig enthusiastisch. Ihr Präsident Stefan Holenstein geizte gegenüber
der BaZ zwar nicht mit Kritik an der Vorlage und an deren Befürwortern, erachtete das
Referendum jedoch nicht als zwingend. So attestierte er der CVP und der FDP eine
«übertriebene Angst vor einer Kündigung des Schengen/Dublin-Abkommens» und
stellte sich auf den Standpunkt, es gebe bei der Umsetzung der EU-Richtlinie durchaus
noch ungenutzten Spielraum. Die Pflicht, entweder Mitglied in einem Schiessverein zu
sein oder die Waffe regelmässig für das sportliche Schiessen zu nutzen, bezeichnete er
als «unverhältnismässig und eine Bevormundung». Die Vorlage bekämpfe so nicht den
gefährlichen Handel mit illegalen Waffen, sondern treffe legale Waffenbesitzer und
indirekt, über das ausserdienstliche Schiesswesen, auch die Armee. Es sei indes
möglich, das Gesetz freiheitlich auszugestalten und dem «eigenständigen Staats- und
Milizwesen» der Schweiz anzupassen. An das Parlament richtete er deshalb die
Forderung, auf «vorauseilenden Gehorsam gegenüber der EU» zu verzichten. Es
bestehe kein Anlass, «panikartig von Schengen-Rauswurf» zu reden, sei das Abkommen
doch in gegenseitigem Interesse. In dieser Hinsicht sei die von Bundesrat und
Verwaltung proklamierte «Entweder-Oder-Strategie» nicht richtig. Für die SOG stehe
das Referendum daher nicht im Vordergrund, sondern komme nur als Ultima Ratio in
Frage.
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Frischen Wind in die Debatte brachte Mitte Mai schliesslich das Bekanntwerden des
genaueren Inhalts der tschechischen Klage beim EuGH betreffend die EU-
Waffenrichtlinie. Die Tschechische Republik zweifelte eben nicht nur wie bisher
angenommen an deren Rechtmässigkeit, sondern machte mit Hinblick auf die
Schweizer Sonderregelung für Armeewaffen auch eine Verletzung des
Diskriminierungsverbots geltend. Sollte der EuGH der Klägerin in diesem Punkt Recht
geben, bedeutete dies wohl das Aus für die von der Schweiz ausgehandelte
Ausnahmeklausel. Aufgrund der so veränderten Ausgangslage wollte die SVP die
Sistierung der Vorlage in der Kommission noch einmal zum Thema machen. Die Presse
berichtete zudem, das Fedpol verfolge das Verfahren mit, für eine Stellungnahme sei es
jedoch noch zu früh. 1

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Noch am Tag der Schlussabstimmungen über die Revision des Filmgesetzes (FiG),
kündigten die Jungfreisinnigen, die Jungen Grünliberalen sowie die Junge SVP ein
gemeinsames Referendum an. Am 20. Januar 2022 reichte das Bündnis insgesamt
69'797 Unterschriften ein, wovon die BK am 14. März 2022 51'872 als gültig bestätigte,
womit das Referendum gegen die «Lex Netflix» Realität wurde. 

Die Gegnerinnen und Gegner der Revision des Filmgesetzes (FiG), die Jungparteien,
störten sich insbesondere an zwei Elementen des neuen Filmgesetzes: Der erste
Kritikpunkt war, dass Streaming-Plattformen wie Disney+ oder Netflix neu 4 Prozent
ihres in der Schweiz erzielten Bruttogewinns in den Schweizer Film investieren müssen.
Diese Differenz war bereits in den eidgenössischen Räten heiss umstritten gewesen
und konnte erst in der Differenzbereinigung ausgemerzt werden. Zwei Mitträger des
Referendums, Nicolo Carle, Mitglied der Jungen Mitte, und Luis Deplazes aus der
Jungen FDP kritisierten dies als Versuch, künstlich eine Industrie «hochzuzüchten». Sie
verstünden nicht, «wieso man aus der Schweiz ums Verrecken eine grosse Filmnation
machen wolle», liessen sie sich im Tages-Anzeiger zitieren. Nach Alec von Barnekow,
dem Vizepräsidenten der Jungfreisinnigen, ist es nicht richtig, zur Finanzierung des
Schweizer Films erfolgreiche Wirtschaftsakteure zu bestrafen, nur weil sie eine breite
Kundschaft anziehen könnten.
Zweitens zeigte sich das Referendumskomitee nicht damit einverstanden, dass das
Gesetz neu eine Mindestquote von 30 Prozent an europäischen Filmen vorsieht, welche
die Plattformen in ihr Angebot aufnehmen müssten. Nach Matthias Müller, Präsident
der Jungfreisinnigen und des Referendumskomitees, würde dies dazu führen, dass
beliebte Filme und Serien aus den USA, Asien oder Afrika wegfallen würden, was der
Filmvielfalt schaden würde, wie er gegenüber dem «Blick» bemerkte. Alec von
Barnekow erachtete dies gar als Frontalangriff auf die liberalen Werte der Schweiz.
Camille Lothe, Präsidentin der Jungen SVP Zürich, vertrat gegenüber dem Tages-
Anzeiger die Meinung, dass der Staat mit dieser Gesetzesrevision versuchen würde, die
Menschen in einem sehr privaten Bereich zu erziehen, was zu weit gehe. Wieder einmal
würde der Staat damit in etwas Gutes «reinfingern». Generell, so lautete der Tenor der
jungbürgerlichen Parteien, sei die Lex Netflix eine «politische Sünde». Dies werde sich
direkt in den Abopreisen der Konsumentinnen und Konsumenten niederschlagen,
welche dann für Filme zahlen würden, die sie gar nicht sehen möchten. 

Die Befürwortenden argumentierten auf der einen Seite damit, dass die Revision neue
Arbeitsplätze und Aufträge an die lokale Wirtschaft mit sich bringe. Durch die bessere
Investition würden mehr Filmschaffende und Schauspielende in der Schweiz bleiben
oder hierher kommen, die bis anhin ihr Glück auf Grund tieferer Kosten im Ausland
gesucht hatten. Dies würde wiederum neue Arbeitsstellen schaffen – immerhin brauche
eine Filmproduktion um die 200 Angestellte, wie Regisseurin Lisa Brühlmann gegenüber
den Medien erklärte. Auch die Qualität des Schweizer Films würde gemäss Marianne
Binder (mitte, AG) dadurch steigen, so hätte die Förderung in den Nachbarländern zu
einem Aufblühen der Branchen geführt – sie nannte dazu etwa die spanische Serie «La
Casa de Papel» (Haus des Geldes), welche dank Netflix zu einem weltweiten Erfolg
geworden war. Mit der entsprechenden Förderung sei es durchaus auch möglich, dass
der nächste Hit aus der Schweiz kommen könne, was letztendlich auch den Plattformen
zugute kommen würde. 

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.05.2022
SARAH KUHN
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Auf der anderen Seite argumentierten etwa Elena Tatti und Daniel Wyss als Co-
Präsidium der «Association romande de production audiovisuelle» (AROPA), dass seit
der Pandemie die Gewinne der Branche, gerade von Netflix, in der Schweiz stark
angestiegen seien, was die geplante Abgabe rechtfertige. Ausserdem sei eine
Investitionspflicht von 4 Prozent durchaus legitim, international seien die
entsprechenden Abgaben um einiges höher – in Frankreich etwa lägen sie bei 26
Prozent. Dass sich diese auf die Preise der Streaming-Anbietenden auswirken würden,
wie das Referendumskomitee befürchtete, erachteten bereits Bundesrat und
Parlament derweil als unwahrscheinlich, so sei dies in anderen Ländern mit sehr hohen
Ansätzen auch nicht eingetroffen. Zudem hätten die Plattformen dies gleich selbst
widerlegt: die meisten hätten gemäss Medien öffentlich bekannt gegeben, dass die
Preisgestaltung unabhängig von solchen neuen Regeln entschieden werde. 

Der Abstimmungskampf zur Revision des Filmgesetzes (FiG) blieb lange Zeit
unterdurchschnittlich, sowohl bezüglich Medieninteresse, wie eine Studie des fög
aufzeigte, als auch bezüglich Zeitungsinseraten, wie Année Politique Suisse
verdeutlichte. Für Aufsehen sorgte hingegen Mitte April 2022 ein Zwischenfall in der
SRF-Sendung «Arena», als Kulturminister Berset unerwartet mit einem Fehler im
Abstimmungsbüchlein konfrontiert wurde. Demnach seien in einer Grafik, welche die
Investitionspflicht in anderen europäischen Staaten aufzeigen sollte, auch Staaten ohne
strikte Investitionspflicht aufgeführt gewesen. Nachdem das Referendumskomitee in
vier Kantonen Abstimmungsbeschwerden eingereicht hatte, gab die Bundeskanzlei
bekannt, dass ergänzende Erklärungen zur Grafik veröffentlicht werden würden. Da das
Abstimmungsbüchlein zu diesem Zeitpunkt aber bereits an die Stimmbevölkerung
verschickt worden war, konnten die Änderungen nur noch auf der Internetseite des
Bundes vorgenommen werden. Da dem Komitee die Anpassungen zu wenig weit gingen,
verzichtete es auf einen Rückzug der Beschwerden und reichte Ende April ergänzend
Beschwerde beim Bundesgericht in Lausanne ein. Dieses erachtete jedoch eine
umfassende Information der Stimmberechtigten durch die öffentlich zugänglichen
Präzisierungen der BK als zulässig und lehnte die Beschwerde ab.

Am 15. Mai 2022 nahm das Schweizer Stimmvolk das neue Filmförderungsgesetz mit
einem Ja-Stimmenanteil von 58.4 Prozent an – damit wurde das Schweizer Recht im
Filmwesen an neue Entwicklungen in der EU angeglichen. Die Medien erachteten das
Ergebnis als erstaunlich deutlich, zumal das Referendumskomitee im Verlauf des
Abstimmungskampfes gemäss Vorumfragen einen beachtlichen Anstieg an
Unterstützung erreicht und damit die Filmfreundinnen und -freunde unerwartet nervös
gemacht hatte. So zeigte etwa die erste Vorumfrage des SRG/gfs vom 18. März 2022,
dass 16 Prozent Nein (16 Prozent eher Nein) stimmen würden. Zum Zeitpunkt der letzten
Tamedia/Leewas-Vorumfrage vom 4. Mai 2022 war dieser Anteil auf 40 Prozent (5
Prozent eher Nein) angestiegen.

Abstimmung vom 15. Mai 2022

Beteiligung: 40.03%
Ja: 1'255'038 Stimmen (58.4%)
Nein: 893'370 Stimmen (41.6%)

Parolen:
-Ja: Grüne, GLP (4)*, Mitte (3)*, SP, EVP, PdA, Junge Grüne, Juso, Junge Mitte (4)*; SGB,
SSV, VPOD, cinésuisse, Suisseculture, Suisa, Europäische Bewegung Schweiz,
Gewerbeverband AI, Ensemble à Gauche, ML-CSP FR, CSP OW, PCSI JU,
Filmschaffende.
-Nein: FDP (3)*, SVP, EDU, SD, Piratenpartei, Junge FDP, Junge SVP, Junge GLP; NZZ,
eco, SGV, Verband Schweizer Privatfernsehen, Schweizerisches Konsumentenforum
(KF), Telesuisse, Economiesuisse, Swico, SuisseDigital.
*in Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Wie zu erwarten zeigten sich die Gegnerinnen und Gegner des Filmgesetzes wenig
erfreut über das Ergebnis. Die NZZ etwa, welche sich gemäss fög während des
Abstimmungskampfes klar gegen die Vorlage positioniert hatte, sprach von einem
«Film-Heimatschutz der Linken». Ob damit der Konsum von Schweizer Filmen
tatsächlich steigen werde oder ob es nur einfach erzwungenermassen mehr Angebot
geben werde, müsse sich noch weisen. Auch Schweizer Privatsender, welche sich
bereits im Abstimmungskampf kritisch gegenüber dem neuen Gesetz geäussert hatten,
zeigten sich enttäuscht. Der Präsident der Jungfreisinnigen, Matthias Müller, welcher
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das Referendumsteam angeführt hatte, erachtete das Ergebnis immerhin als
«Achtungserfolg». Immerhin sei dank dem Referendum über die Thematik diskutiert
worden. Die Medien rühmten den Abstimmungskampf der bürgerlichen Jungparteien
derweil als «geschickt» und «laut» und beleuchteten die jüngsten Erfolge der
Jungfreisinnigen, etwa ihren Einsatz gegen das Geldspielgesetz oder für die
Renteninitiative. 

Die Befürwortenden der Revision präsentierte sich gegenüber den Medien zufrieden
und hoffnungsvoll. Der Direktor von Pro Helvetia, Philippe Bischof, twitterte etwa, dass
dieses Abstimmungsergebnis «ein gutes Zeichen für den Umgang mit Streaming-
Plattformen und gerechter Mittelverteilung zwischen Vertrieb und Kreation» sei. Die SP
deutete das Ergebnis als «Zeichen gegen die Selbstbedienungsmentalität der grossen
Konzerne» und als wichtiges Signal für die sprachliche und kulturelle Vielfalt der
Schweiz. Die Mitte freute sich darüber, dass die erwünschten «gleich langen Spiesse»
zwischen den Streaming-Anbietenden und den Schweizer Fernsehsendern nun zum
Zuge kommen würden. 

Die Medien nutzten das Abstimmungsergebnis auch für einen Ausblick. Nun erhoffe
sich auch die Musikbranche eine Verbesserung ihrer Lage, etwa in Form einer
möglichen «Lex Spotify». Demnach machten Musikplattformen in der Schweiz
Millionenumsätze – ohne überhaupt ein Büro in der Schweiz zu besitzen. Dies sei in den
letzten Jahren bereits in drei Vorstössen (Mo. 19.3807; Po. 20.3685; Po. 21.3635)
erfolglos thematisiert worden – die Annahme des Filmgesetzes gebe nun aber Auftrieb.

Im Juni 2022 erschien schliesslich die VOX-Analyse zur Abstimmung und gab Hinweise
auf das Stimmverhalten der Bürgerinnen und Bürger. Abgelehnt wurde die Revision des
Filmgesetzes vor allem von Personen am rechten Pol des politischen Spektrums sowie
von Personen, welche mit der SVP sympathisieren. Als Hauptargument nannten die
Gegnerinnen und Gegner die unerwünschte «Einmischung des Staates in die
Wirtschaft» und die bereits ausreichenden Subventionen der Kulturbranche. Die
Befürwortenden der Revision erachteten die Revision als Stärkung der Schweizer
Filmbranche. Die grösste Zustimmung erhielt das Argument, dass damit Arbeitsplätze
und Aufträge an Schweizer Produzierende geschaffen würden und das mit einem
vielfältigeren Angebot einhergehe. Das Streamingdienste in Zukunft einen Teil ihres
Gewinns aus der Schweiz wieder in die Schweizer Filmbranche investieren müssen,
wurde zudem als gerecht wahrgenommen. Insgesamt erachteten die Befragten die
persönliche Bedeutung dieser Revision im Vergleich zu den anderen beiden Vorlagen
des Abstimmungssonntags (Transplantationsgesetz, Frontex) aber als gering. 2
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